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Gebietsreform 

 

Weichenstellungen des Grossen Rates 
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Gebietsreform 
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Ą Stärkung der Leistungsfähigkeit und Selbständigkeit der Gemeinden 

Ą Abbau der Überstrukturierung durch grundlegende Vereinfachung der staatlichen Strukturen 

Ą Bereinigung der mittleren Ebene mit den heutigen Kreisen, Bezirken und Regionalverbänden 

Ą Erhöhung der Transparenz und Rechtssicherheit durch Vereinfachung der regionalen Strukturen 

Gebietsreform 

Ą Unterteilung der Reform in: 

-  Gemeindereform (Gemeinden und interkommunale Zusammenarbeit) und  

-  Gebietsreform (Kreise, Bezirke und Regionalverbände) 

Ą Unterschiedliche Umsetzungsstrategien 

Reformziele 

Umsetzungsstrategien 



6    

Betroffene Ebenen 

Gemeindereform 

Gebietsreform 

Gemeinden 

Interkommunale Zusammenarbeit 

Bürgergemeinden 

Kreise 

Bezirke  

Regionalverbände 

Gebietsreform 
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Strategische Absichten der Regierung wurden im Februar 2011 klar bestätigt: 

 

- Gemeindereform nach dem Prinzip Bottom-up 

Mittelfristige Reduktion der Anzahl Gemeinden auf 50 bis 100, langfristig auf < 50 

 

- Gebietsreform mit den drei Ebenen Kanton, Regionen und Gemeinden  

Verankerung in der Verfassung (Top-down) 

Etappierte Diskussion, Beschlussfassung und Umsetzung 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gebietsreform 



8    

 

Gebietsreform 

 

      Teilrevision Kantonsverfassung vom 13. Juni 2012 
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Abstimmung vom 23. September 2012 

 

 

 

Ą Mit 31 788 zu 9 410 Stimmen sagt das Bündner Stimmvolk klar Ja  

Ą Zustimmung in allen Regionen 
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Gebietsreform 
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Inhalt Teilrevision KV  

-   Einteilung des Kantons in 11 Regionen 

- Aufhebung der Kreise und Regionalverbände  

- Ablösung Bezirksgerichte durch Regionalgerichte (untere kantonale Gerichte) 

-  Kreise weiterhin Wahlsprengel für den Grossen Rat (NB: Ablehnung Proporzinitiative am 3.3.2013).    

Aufhebungszeitpunkt: Inkrafttreten der Einteilung des Kantons in Regionen (voraussichtlich 2015).  

Ausnahme: Auflösung der Kreise mit von den Gemeinden übertragenen Aufgaben zwei Jahre später 

(betrifft Kreise Domleschg, Mesocco, Oberengadin, Schams, Surses). 

 

Gebietsreform 
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Gebietsreform 

 

Zu den Vernehmlassungen, Projektanpassungen  
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Ą Mantelgesetz mit Einteilungsgesetz und formellen Anpassungen, Teilrevision Gemeindegesetz  

Bestätigende Willensäusserungen der Gemeinden zu Einteilung. Kontroverse Haltungen in Bezug auf 

Organisation und regionale Aufgaben, verschiedene Hinweise übergangsrechtlicher Natur (z. B. 

Archive, Liegenschaften, Guthaben und Verbindlichkeiten). Bezirksgerichte beurteilen Verzicht auf 

Rechts- und Handlungsfähigkeit als problematisch 

 

Ą Erlass EGzSchKG: weitgehend unbestritten. Jede Region bildet einen  Betreibungs- und Konkurskreis 

Ą Teilrevision Notariatsgesetz: kontroverse Haltungen. Wunsch nach Service Public v. a. in peripheren 

Regionen -> Jede Region kann Antrag für einen oder zwei Regionalnotare stellen 

Ą Teilrevision Lotteriegesetz: unbestritten. Regionen sollen Bewilligungen für Unterhaltungslotterien 

erteilen  

Gebietsreform 

 

 

Separate Vernehmlassungen (kursiv: Erkenntnisse) 
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Ą Konkretisierung Art. 54 Ziff. 2 KV (Regionalgerichte als untere kantonale Gerichte) im Rahmen einer 

separaten Teilrevision des Gerichtsorganisationsgesetzes 

Ą Anpassungen in organisatorischer Hinsicht (in Bezug auf PK, Statutenänderungen, 

Aufgabenübertragung), Feinjustierung in übergangsrechtlicher Hinsicht 

Ą Wille des Grossen Rates weiterhin berücksichtigt!  

Gebietsreform 

 

 

Anpassungen  
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Gebietsreform 

 

Wichtige Elemente der Anschlussgesetzgebung  
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Ą Einteilung der Regionen 

Ą Organisatorische Ausgestaltung der Regionen 

Ą Regionale Aufgaben / Aufgabenübertragung 

Ą Übergangsfragen 

Ą Exkurs: Region und Regionalgerichte 

 

 

Gebietsreform 
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Einteilung der Regionen 

Ą KV- Revision vom 13.6.2012 bestimmte 11 Regionen 

Ą Ausgangspunkt: Einteilung der Gemeinden zu 11 Bezirken. Kleinere Anpassungen, die vom Willen 

der Gemeinden getragen werden, wie Vernehmlassung gezeigt hat  

Ą Grosser Rat nimmt Zuteilung vor - in Kenntnis der Willensäusserungen der Gemeinden 

 

 

Gebietsreform 
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Gebietsreform 

11 Regionen neu: 
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Organisatorische Ausgestaltung der Regionen 

Ą Öffentlich-rechtliche Körperschaften (mit Statuten) 

Ą Organe: 

Ą Gesamtheit der stimmberechtigten RegionseinwohnerInnen 

Ą Präsidentenkonferenz (PK) mit Stimmengewichtung 

Ą Regionalausschuss (aus PK bestimmt) als Verwaltungsbehörde 

Ą GPK 

Ą Politische Rechte 

 

 

Gebietsreform 
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Gebietsreform 

Schema 
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Regionale Aufgaben / Aufgabenübertragungen 

Ą Regionale Aufgaben sind Aufgaben, die in den Regionsstatuten als solche verankert sind und von 

den Gemeinden (ganz oder teilweise) übertragen werden  

Ą Übertragung mittels Leistungsvereinbarung.  

 

Ą Regionale Aufgaben können auch von der kantonalen Spezialgesetzgebung den Regionen 

zugewiesen werden. Solche sind:  

- Regionalplanung/Richtplanung/Agglomerationsprogramm 

- Berufsbeistandschaft 

- Betreibungs- und Konkursamt 

- Ausstellen Lotteriebewilligung 

 

Ą Zusammenarbeit mit anderen Regionen 

 

Gebietsreform 
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Auswirkungen / Übergangsfragen 

Ą Archive 

Ą Grundstücke, Mobilien, Arbeitsmittel der Kreise 

Ą Rechnungsabnahme Kreise 

Ą Auflösung Regionalverbände, wenn Aufgabenübertragungen erfolgt (d. h. auch vor Ende 2016 

möglich) 

Ą Rechnungsabnahme Regionalverbände 

 

Gebietsreform 
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Exkurs: Regionen und Regionalgerichte 

Ą Regionalgerichte sind untere kantonale Gerichte (Wählbarkeitsvoraussetzungen analog 

KGer/VGer) 

Ą Berührungspunkte sind rein territorialer Natur 

Ą Bestellung der RichterInnen nach dem bisherigen System 

Ą Bezirksgerichte bis Ende 2016 mit ihrer heutigen Bezeichnung und für den heutigen Sprengel 

zuständig. Bezeichnung "Regionalgericht" und neuer Sprengel erst ab 2017 

 

Ą Separate Teilrevision Gerichtsorganisationsgesetz (GOG) regelt alles Weitere 

 

Gebietsreform 



23    

 

Gebietsreform 

 

Revisionsumfang  
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Ą Mantelgesetz mit Totalrevision des Einteilungsgesetzes sowie Teilrevisionen von 19 Gesetzen 

Ą Teilrevision des Notariatsgesetzes 

Ą Erlass eines Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs 

(EGzSchKG) und Aufhebung der grossrätlichen Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz über 

Schuldbetreibung und Konkurs (GVV zum SchKG) 

Ą Teilrevision des Gesetzes über das Lotteriewesen 

Ą Teilrevision der Geschäftsordnung des Grossen Rates  

Ą Teilrevision der grossrätlichen Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz über die Bekämpfung 

übertragbarer Krankheiten des Menschen 

Gebietsreform 

 

Revisionsumfang  
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Gebietsreform 

 

Ausblick und Würdigung 
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Zeitliche Umsetzung 

 

 

 

 

Gebietsreform 
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Fahrplan 

Gebietsreform 

ü Februar/März 2014  Vorberatung  

ü April 2014    Grosser Rat 

ü 18. Mai 2014   Kreiswahlen, Wahlen GrossrätInnen in allen Kreisen, Präsidien und StV 

      nur noch in 5 Kreisen  

ü Bis 12.2014   Verabschiedung Statuten der Regionen, Leistungsvereinbarungen etc.  

ü 1. Jan. 2015/2017  Inkraftsetzung der KV- und Gesetzesbestimmungen, soweit nicht bereits 

      in Kraft gesetzt 
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Würdigung 

Gebietsreform 

ü Die Botschaft steht klar in Einklang mit den Reformzielen von Regierung und Grossem Rat. Die 

Gebietsreform stärkt die Selbständigkeit der Gemeinden 

ü Die Gebietsreform ist bereits aufgrund der Entstehungsgeschichte keine Revolution, aber ein 

weiterer konsequenter Baustein, der auch die Gemeindereform unterstützen wird  

ü Die deutliche Zustimmung des Bündner Souveräns zur Teilrevision der KV ist Verpflichtung, den 

eingeschlagenen Weg konsequent weiter zu begehen 
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Gebietsreform 

 

FAQ 
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Gebietsreform 

Frage: Können die Regionen über Parlamente verfügen? 

 

Antwort: Nein. Die in der Botschaft vorgesehene Organisationsform setzt auf Gemeindebehörden und 

verstärkt damit den Einfluss der Gemeinden, für welche die Regionen die regionalen Aufgaben 

wahrnehmen.  
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Gebietsreform 

Frage: Sagt der Kanton, welche Aufgaben die Regionen zu erfüllen haben? 

 

Antwort: Teils. Grundsätzlich sollen die Gemeinden bestimmen, wie sie die kommunalen Aufgaben 

erfüllen möchten. In bestimmten Bereichen (SchKG, Berufsbeistandschaften, Richtplanung) sieht das 

kantonale Recht die Regionen zur Aufgabenerfüllung vor.  
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Gebietsreform 

Frage: Kann eine Gemeinde zur Aufgabenübertragung an die Region gezwungen werden? 

 

Antwort: Nein! Die in der Konzeption der heutigen Regionalverbände vorgesehene Möglichkeit, dass 

eine qualifizierte Mehrheit eine abseits stehende Gemeinde zur Aufgabenübertragung zwingen kann 

(Art. 53 GG), widerspricht den Weichenstellungen des Grossen Rates klar.  
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Gebietsreform 

Frage: Kann eine Gemeinde eine an die Region übertragene Aufgabe auch wieder 

zurücknehmen? 

 

Antwort: Ja, was die nicht im kantonalen Recht festgelegten Aufgaben betrifft. Die Übertragung 

einer Aufgabe erfolgt mittels einer befristeten Leistungsvereinbarung, nach deren Ablauf die Gemeinde 

wieder die Aufgabe selber wahrnehmen kann.  

 



34    

Gebietsreform 

Frage: Verfügt die Region über eine Steuerhoheit und eine Gesetzgebungskompetenz? 

 

Antwort: Die Region verfügt über keine Steuerhoheit. Hingegen besitzt sie eine Vollzugskompetenz 

für die Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben, einschliesslich des Rechts, Gebühren und Beiträge zu 

erheben. 
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Fragen und Diskussion 

Fragen und Diskussion 




